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Praxistipps Datenschutz 12/2018 

Inhalte der Informationspflicht bei Direkterhebung Teil 2 
Zusammenfassung: Die Weiterleitung oder Übermittlung von Daten intern oder an andere 
Einrichtungen ist sicher eine der wichtigsten Informationen für betroffene Personen. Nur wer 
weiß, an wen die eigenen Daten weitergegeben werden und warum dies geschieht, kann sich 
über den Umfang der Datenverarbeitung klar werden und gegebenenfalls weitere Schritte ein-
leiten. Daher wird in diesem Praxistipp auf die unterschiedlichen Empfänger eingegangen, die 
die personengezogenen Daten übermittelt bekommen.  
 

Der Praxisfall: Eine betroffene Person er-
hält Werbung von einer Bank. Dabei wird ein 
Kredit angeboten. Da die betroffene Person 
sich nicht erinnern kann, mit der Bank jemals 
zu tun gehabt zu haben, liegt die Frage auf 
der Hand, woher die Bank denn die Daten 
hat. Irgendjemand muss die Daten ja an die 
Bank weitergegeben haben. Um die Grund-
rechte und Grundfreiheiten des Datenschut-
zes geltend machen zu können, also um zu 
erfahren, woher die Bank die Daten hat oder 
um gegebenenfalls die weitere Zusendung 
von Werbematerial zu unterbinden, möchte 
die betroffene Person anhand der Informa-
tion, die die Bank ihr nach Art. 13 geben 
muss, herausbekommen, wie die Daten in 
die Hände der Bank gelangt sind. Als erstes 
geht es darum, diese Information zu finden 
und dann darin nachzulesen, wer die Daten 
ursprünglich verarbeitet hat und wie sie in die 
Hände der werbenden Bank gelangt sind 
und an wen die Daten gegebenenfalls wei-
tergegeben wurden oder werden. 
Was der Gesetzgeber erreichen möchte: 
Nur wer weiß, welche personenbezogenen 
Daten bei Verantwortlichen und Auftragsver-
arbeitern verarbeitet werden, kann in der 
Folge seine Rechte und Freiheiten hinsicht-
lich Datenschutzes geltend machen. Dazu 
gehört auch herauszubekommen, an wen 
der Verantwortliche die Daten weitergege-
ben hat. Daher hat der Gesetzgeber die In-
formationspflicht aus dem vorher gültigen 
Datenschutzrecht erweitert. 
Information bei der Erhebung: Die Infor-
mationspflicht entsteht bei der Erhebung der 
Daten. Und sie entsteht dann, wenn die per-
sonenbezogenen oder auf die Person be-
ziehbaren Daten bei der betroffenen Person 
erhoben werden. Hier sind mehrere Situatio-
nen denkbar. Zum einen erfolgt die Erhe-
bung dann, wenn die betroffene Person ein 
Formular ausfüllt, das ihr per Brief zugesen-
det oder ausgehändigt wurde. „Bei der Erhe-
bung“ müssen die Informationen vorliegen. 

Beim Ausfüllen des zugesendeten Formu-
lars muss die Information entweder zuvor 
schon zugegangen oder dem Anschreiben 
mit dem Formular beigefügt werden. Ein Teil 
der Informationen, die dann vorliegen müs-
sen wurde schon im vorangegangenen Pra-
xistipp beschrieben. Oder es wird ein Online-
Formular ausgefüllt, dann muss die Informa-
tion beispielsweise per Link aufrufbar sein. 
Empfänger oder Kategorien von Empfän-
gern der Daten: Wer Informationen zu den 
über die eigene Person erhobenen Daten er-
hält, der möchte mutmaßlich auch wissen, 
an wen die eigenen personenbezogenen 
Daten möglicherweise weitergegeben wer-
den. Wichtig ist hier, alle Stellen zu nennen, 
auch solche, an welche personenbezogenen 
Daten aus einer rechtlichen Verpflichtung 
heraus weitergeleitet werden. Unter Empfän-
ger versteht der Gesetzgeber eine natürliche 
oder juristische Person, Behörde, Einrich-
tung oder andere Stelle, der personenbezo-
gene Daten offengelegt werden, unabhängig 
davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten 
handelt oder nicht. Damit gehören zu den 
Empfängern auch die Auftragsverarbeiter! 
Kategorien von Empfängern: Grundsätz-
lich kommen hier mehrere Möglichkeiten in 
Betracht. Da gibt es interne Weitergaben, 
Datenübermittlung aufgrund einer Verarbei-
tung im Auftrag, aufgrund einer Funktions-
übertragung, Datenübermittlung aufgrund ei-
ner Grundlage der Rechtmäßigkeit nach Art. 
6 Abs. 1 DSGVO, darunter auch die Weiter-
leitung an staatliche Stellen und möglicher-
weise auch die Übermittlung an weitere Stel-
len. Kategorien von Empfängern bedeutet, 
dass nicht jeder einzelne Empfänger aufzu-
führen ist, zumindest nicht in der ersten all-
gemeinen Information nach Art. 13 bzw. 14 
DSGVO. Es genügen die Kategorien wie bei-
spielsweise „staatliche Stellen im Rahmen 
der Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen“, 
ohne dass die Stellen einzeln aufzuführen 
sind. 
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Sind interne Empfänger auch zu nennen? 
Zunächst einmal werden personenbezogene 
Daten intern weitergegeben. Nun kann man 
einwenden, dass eine interne Weitergabe 
von Daten hier nicht erwähnt werden muss. 
Allerdings sollte man sich hierzu die Defini-
tion der „Empfänger“ näher ansehen. Laut 
DSGVO ist (wie auch schon vorstehend zi-
tiert) „Empfänger“ eine natürliche oder juris-
tische Person, Behörde, Einrichtung oder 
andere Stelle, denen personenbezogene 
Daten offengelegt werden, unabhängig da-
von, ob es sich bei ihr um einen Dritten han-
delt oder nicht (Art. 4 Ziff. 9 DSGVO). Bei ei-
ner internen Weitergabe werden Daten nicht 
an Dritte weitergegeben, und die Empfänger 
sind natürliche Person, sind also hier auch 
aufzuführen. 
Verarbeitung im Auftrag nach Art. 28 
DSGVO: Nahezu jedes Unternehmen und 
jede Organisation haben heute Auftragsver-
arbeiter, die für das Unternehmen oder die 
Organisation tätig sind. An die Auftragsver-
arbeiter werden demzufolge ebenfalls Daten 
weitergegeben. Auch wenn es sich dabei 
nicht um Dritte handelt, sind die Auftragsver-
arbeiter eine „Kategorie von Empfängern“ 
und demzufolge hier auch aufzuführen. Hier 
liegt auch eine besondere Verantwortung 
des Verantwortlichen, denn nicht in allen Fäl-
len soll bekannt werden, dass ein Auf-
tragsverarbeitungsverhältnis besteht. Bei-
spiel: Ein Callcenter übernimmt den Support 
für ein anderes Unternehmen. Die Kunden-
beraterinnen und Kundenberater melden 
sich am Telefon im Supportfall nicht mit der 
Firmierung des Callcenters, sondern mit 
dem Namen des Auftraggebers, denn die 
Kunden erwarten ja den Support von ihrem 
Dienstleister. Daher sollte an dieser Stelle 
immer von der Option „Kategorien“ Ge-
brauch gemacht werden, und erst auf Einzel-
nachfrage müssen dann in der Regel die ge-
nauen Verhältnisse offengelegt werden. 

Verarbeitung im Rahmen einer Funkti-
onsübertragung: Man kann einwenden, 
dass sich der Begriff „Funktionsübertragung“ 
nicht in der DSGVO findet. Aber das galt 
auch schon für das zuvor geltende Bundes-
datenschutzgesetz. Dort stand der Begriff 
auch nicht wörtlich, dennoch wurden Ver-
träge über eine solche Funktionsübertra-
gung geschlossen. Damit ist gemeint, dass 
eine Weiterverarbeitung von personenbezo-
genen Daten bei einem Auftragnehmer er-
folgt, für die eine Rechtsgrundlage vorhan-
den ist. Die Daten dürfen also weitergege-
ben werden, ohne dass auf das Privileg der 
Auftragsverarbeitung ausgewichen werden 
muss. Daher ist die Weitergabe an Empfän-
ger im Rahmen einer Funktionsübertragung 
(beispielsweise arbeitsmedizinischer Dienst, 
Steuerberater) hier auch aufzuführen. 
Gesetzliche Verpflichtungen zur Weiter-
leitung oder Übermittlung personenbezo-
gener Daten: Eine Weiterleitung aufgrund 
gesetzlichen Verpflichtungen an öffentlich-
rechtliche Einrichtungen wie Finanzamt oder 
Krankenkassen erfolgt mittlerweile in jedem 
Unternehmen. Diese Übermittlungen werden 
ebenfalls an „Empfänger“ vorgenommen. 
Daher müssen diese Fälle ebenfalls als Ka-
tegorie von Empfängern hier in der Informa-
tionspflicht genannt werden. 
Ausblick: Die neue Informationspflicht ist 
sehr umfassend und sprengt daher auch den 
Rahmen der einzelnen Praxistipps vom 
Textumfang her. Daher folgt im nächsten 
Praxistipp aus den Anforderungen der 
DSGVO die Erfüllung Informationspflicht hin-
sichtlich der Übermittlungen in Drittländer 
sowie die Erfüllung weiterer Informations-
pflichten aus Art. 13 DSGO. 
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